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Die Zugehörigkeit Griechenlands zur Währungsunion beruht nicht auf einer  
Zwangsmitgliedschaft. Griechenland steht es frei, jederzeit seine Mitgliedschaft 
in der Europäischen Union aufzugeben. Die anderen Mitgliedstaaten dürfen 
Griechenland von einem Austritt aus der Europäischen Union nicht abhalten. 
Aus der Währungsunion kann Griechenland streng juristisch gesehen weder 
„austreten“, noch konnte es in die Währungsunion „eintreten“. Denn die 
Währungsunion ist kein Staatenverband, in den ein Staat wie in einen Verein 
oder eine Organisation „eintreten“ und aus dem er „austreten“ kann. Hinter der  
sog. Währungsunion verbirgt sich lediglich die von den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union überantwortete Kompetenz und Zuständigkeit, für die 
Mitgliedstaaten der  Europäischen Union eine zentrale gemeinsame Geldpolitik 
zu gestalten. Die Geldpolitik ist wie beispielsweise auch die Fischereipolitik der 
Europäischen Union eine sog. ausschließliche Politik der Europäischen Union, 
neben der es anders als beispielsweise bei der Agrarpolitik keine ergänzende 
nationale Politikgestaltung gibt. Ungeachtet ihrer Einstufung  als ausschließliche 
Politik kann der Geltungsbereich der gemeinsamen Geldpolitik durch 
Ausnahmeregelungen wie bei anderen Politikbereichen territorial ausgeweitet 
und auch  eingeschränkt werden. Eine Einschränkung ist beispielsweise bei der 
Fischereipolitik - ebenfalls eine sog. ausschließliche Politik der Europäischen 
Union  - in der Weise erfolgt, dass Grönland als Teil des dänischen 
Staatsgebietes von der Fischereipolitik der Europäischen Union nachträglich 
ausgenommen wurde. Von einem – teilweisen -  Austritt Dänemarks aus einer 
„Fischereiunion“ der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft war nicht die Rede. 
 
Der Euro ist ungeachtet der Mitwirkung Griechenlands bei der Gestaltung der 
gemeinsamen Geldpolitik der Europäischen Union im Gouverneursrat des 
Europäischen Systems der Zentralbanken für Griechenland eine Fremdwährung. 
Als Fremdwährung ist der Euro anders als eine nationale Währung kein auf die 
Volkswirtschaft Griechenlands zugeschnittener economic accounting device, 
d.h. anders als eine nationale Währung kein „Messsystem“, das durch den 
Wechselkurs zu anderen Währungen die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit einer 
Volkswirtschaft im Verhältnis zu allen anderen mit ihr im Wettbewerb 
stehenden Volkswirtschaften in Zahlen verbucht. Die Geldpolitik der 
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Europäischen Zentralbank bzw. genauer: des Europäischen Systems der 
Zentralbanken orientiert sich nicht vergleichbar einer nationalen Währung 
ausschließlich an der Volkswirtschaft Griechenlands. Da die europäische 
Geldpolitik wie jede Geldpolitik nur einheitlich gestaltet werden kann, kann sie 
sich angesichts des kleinen griechischen Wirtschaftsraums nicht einmal 
vorrangig an den wirtschaftspolitischen Belangen Griechenlands orientieren. 
Griechenland ist nicht etwa ein territorialer Teilbereich einer integrierten 
europäischen Volkswirtschaft, sondern hat nach wie vor -  wie alle anderen 
Mitgliedstaaten auch - eine auf seine Staatlichkeit bezogene, eigenen Gesetzen 
folgende Volkswirtschaft. Die Wirtschaftspolitik ist ungeachtet einiger 
Mitzuständigkeiten der Europäischen Union im Bereich der sog. Politik des 
wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhalts (Fondspolitik)  nach wie vor, auch 
nach den Verträgen von Maastricht  und Lissabon, primär ein Zuständigkeits- 
und Verantwortungsbereich der Mitgliedstaaten. Der Gemeinsame Markt 
verbindet zwar als Veranstaltung der Europäischen Union die Wirtschaft der 
Mitgliedstaaten, beschränkt sich aber institutionell auf die Verwirklichung der 
vier grenzüberschreitenden wirtschaftlichen Freiheiten für den 
grenzüberschreitenden innergemeinschaftlichen Waren-, Dienstleistungs-, 
Personen- und Kapitalverkehr sowie auf eine Zollunion und eine zentrale 
Wettbewerbsaufsicht. Der Gemeinsame Markt oder Binnenmarkt hat die 
Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten bisher nicht zu einer integrierten 
Volkswirtschaft verschmolzen und kann insbesondere mangels Vorhaltung 
gemeinschaftseinheitlicher öffentlicher Güter, deren zentrales Angebot für eine 
Volkswirtschaft unerlässlich ist, die Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten auch 
in Zukunft allenfalls ansatzweise zu einem integrierten Wirtschaftskörper 
verbinden. Die Geldpolitik der Europäischen Union hat ungeachtet der in sie auf 
der Konferenz von Maastricht gesetzten – irrigen -  Erwartungen, wie die 
derzeitige Staatsschuldenkrise einiger Mitgliedstaaten der Währungszone zeigt,  
nicht ipso facto zu einer konvergenten wirtschaftlichen Entwicklung in allen 
Mitgliedstaaten geführt und damit die Voraussetzung für eine echte 
Verschmelzung der Volkswirtschaften der Mitgliedstaaten geschaffen.   
 
Griechenland wäre „von Apoll geschlagen“ (Friedrich Hölderlin), wenn es sich 
nicht in Bälde wirtschaftspolitisch von dem Kurs absetzen würde, den die 
Europäische Union seit dem Ausbruch seiner Staatsschuldenkrise im Jahr 2009 
zur  Behebung der Überschuldung Griechenlands und anderer Haushaltsnot 
leidender Mitgliedstaaten der Währungszone verfolgt. Das Griechenland 
auferlegte drakonische (Anpassungs-) Programm einer rigorosen Kürzung 
staatlicher Ausgaben und einer überaus hohen Anhebung von Steuern und 
Abgaben, das Griechenland als „Gegenleistung“ für finanzielle Hilfeleistung 
seitens der Europäischen Union, der Mitgliedstaaten und des Internationalen 
Währungsfonds zur „Wiedererlangung“ seiner Kreditfähigkeit als Mitglied der 
Eurozone verwirklichen muss, hat statt eines Erfolges aller Voraussicht nach 
den absoluten wirtschaftlichen Niedergang des Landes mit hohen dauerhaften 
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kollateralen sozialen Kosten für seine Bevölkerung zur Folge. Rechnerisch kann 
Griechenland allenfalls „mit einem Wunder oder durch ein Wunder“  (aus Israel 
stammend) wirtschaftlich erstarken und wettbewerbsfähig werden, wenn es 
weiterhin der Währungszone angehört und nicht den Euro als Fremdwährung 
aufgibt. Nur ein Schuldenschnitt, der bei Beibehaltung seiner Zugehörigkeit zur 
Währungszone für sich genommen nicht ausreicht,  und bei Wiedereinführung 
seiner eigenen Währung hat Griechenland die Chance einer wirtschaftlichen 
Genesung.   
 
Nachdem sich das Griechenland auferlegte „drakonische“ Anpassungsprogramm 
in den beiden vergangenen Jahren  als wirkungslos erwiesen hat, dürfte sich sehr 
bald in Griechenland die Einsicht durchsetzen, dass ein wirtschaftlicher 
Neuanfang außerhalb der Europäischen Union  unter zweifellos zunächst kargen 
wirtschaftlichen Bedingungen, aber von der Hoffnung auf eine bessere Zukunft 
und auf echte finanzielle wirtschaftliche Hilfe anstelle der bisherigen reinen 
Fiskalhilfe getragen, einem Untergang  des Landes, wie er sich derzeit 
abzeichnet, der Vorzug zu geben ist. Die aus nicht wenigen Fällen bestehende 
Geschichte staatlicher Zahlungsausfälle lehrt, dass Griechenland kein 
unwegsames Neuland betreten wird. Der umschriebene Neuanfang kann – 
sinnvoll gesteuert -  bei einer gelungenen Wiederankurbelung der Wirtschaft 
sehr bald die Kreditfähigkeit Griechenlands wieder herstellen. Der Sicherung 
und Erhaltung der Währungsunion braucht sich Griechenland nicht verpflichtet 
zu fühlen. Weder die Währungsunion noch der Euro als gemeinsame Währung 
ist durch Griechenlands „Auszeit“ von der Teilnahme an der Währungsunion 
gefährdet. Die Währungsunion und der politische Integrationsprozess Europas 
werden durch Griechenlands Austritt aus der Währungszone und seinen zu 
erwartender wirtschaftlichen Neuanfang außerhalb der Währungszone eher 
gestärkt, als dass ein sinnvoller politischer Schritt Errungenschaften des 
bisherigen europäischen Einigungsprozesses in Frage stellt. Das Maastrichter 
Regelungssystem der Währungsunion sieht vor, dass Mitgliedstaaten, die die 
Voraussetzungen der Teilnahme an der Währungszone nicht erfüllen als 
„Mitgliedstaaten mit einer Ausnahmegenehmigung“ außerhalb der 
Währungszone über ihre Teilnehme an dem  sog. Europäische Währungssystem 
II in geeigneter Weise an der Währungsunion -  in ihrer sog. ersten und zweiten 
Stufe -  und gleichberechtigt an dem Integrationsprozess teilnehmen.   .  
 
Falls sich in Griechenland auf der politischen Ebene die Auffassung durchsetzt, 
dass das Land den Euro als Fremdwährung durch eine neue nationale Währung, 
(„Euro-Drachme“) ersetzen müsse  und die griechische Regierung den Austritt 
Griechenlands der Europäischen Union signalisiert, muss die Europäische Union 
unverzüglich handeln. Angesichts der Gefahr spekulativer Kapitalbewegungen 
darf es seitens anderer Mitgliedstaaten weder Widerspruch noch in der 
Europäischen Union einen allzu öffentlichen Dialog geben. Unter Umständen 
müssen – wie bei früheren Wechselkursanpassungen innerhalb des Europäischen 
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Währungssystems (EWS I) – die Börsen unverzüglich geschlossen und andere – 
erprobte – Maßnahmen seitens der Europäischen Union und der anderen 
Mitgliedstaaten getroffen werden. Jegliche Versagung technischer Hilfestellung 
seitens der anderen Mitgliedstaaten würde die Frage einer Verletzung der 
Solidarität, wenn nicht sogar des Europäischen Unionsrechts aufwerfen. 
  
Sofortiger gesetzgeberischer Handlungsbedarf entstünde sowohl auf griechisch-
nationaler als auch auf europäischer Ebene:  
 
Griechenland verfügt ungeachtet seiner Zugehörigkeit zur Europäischen Union 
sowie zur Währungszone über ausreichende nationale Hoheitsbefugnisse, um 
gegebenenfalls auch ohne Ermächtigung durch den Gesetzgeber der 
Europäischen Union sofort die eigene Währung wieder einzuführen, sich durch 
Gesetz für  gänzlich oder teilweise zahlungsunfähig zu erklären, sowie alle 
sonstigen in diesem Fall erforderlichen gesetzgeberischen Maßnahmen zu 
treffen. Die Einführung des Euro als Währung und gesetzliches Zahlungsmittel 
in Griechenland hat ebenso wenig wie die Inanspruchnahme der Kompetenz der 
Europäischen Union zur Gestaltung der Geldpolitik als einer sog. 
ausschließlichen Politik nicht dazu geführt, dass  - zurückgedrängte - nationale 
Handlungsbefugnisse  Griechenlands im Bereich des Geld- und 
Währungswesens quasi dinglich vernichtet wurden und erst durch eine 
Änderung der griechischen Verfassung oder gar durch einer ermächtigenden 
Rechtsakt der Europäischen Union wieder installiert werden müssten.  Die mit 
dem Vertrag von Lissabon geschaffene Befugnis der Mitgliedstaaten zu einem 
autonomen Austritt aus der Europäischen Union geht von dem Fortbestand  aller 
nationalen Hoheitsbefugnisse nach dem Betritt von Mitgliedstaaten zur 
Europäischen Union aus, wenngleich die durch die Einräumung von 
Hoheitsrechten an die Europäische Union betroffenen nationalen 
Hoheitsbefugnisse, ohne dass den Mitgliedstaaten eine Verletzung von 
Unionsrecht entgegengehalten werden kann, nicht mehr autonom ausgeübt 
werden können. Die somit rechtlich mögliche autonome Wiedereinführung einer  
nationalen Währung durch Griechenland, ohne dass zuvor durch einen Rechtsakt 
der Europäischen Union der Euro als Währung für Griechenland aufgehoben ist, 
wäre zwar als Verstoß gegen übergeordnetes Unionsrecht    
„europarechtswidrig“; als unmittelbare Folge des erklärten zulässigen 
„Ausscheidens“ Griechenlands aus der Währungszone wären indes die anderen 
Mitgliedstaaten und der Gesetzgeber der Europäischen Union europarechtlich  
verpflichtet, unverzüglich alle der Wiedereinführung der nationalen Währung in 
Griechenland entgegenstehenden Regelungen, insbesondere als erstes  die 
Geltung der Gemeinschaftswährung für Griechenland aufzuheben. Die 
Mitgliedstaaten und die Organe der Europäischen Union sind in umgekehrter 
Weise seinerzeit sehr originell aber richtig verfahren, als die deutsche Regierung 
anlässlich  der deutschen Wiedervereinigung am 3. Oktober 1990 fünf neue 
deutsche Bundesländer sowie Ost-Berlin zunächst autonom  in den 
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Geltungsbereich des deutschen Grundgesetzes einbezog und sodann seitens der 
Organe der Europäischen Union deren Hoheits- und territorialer 
Geltungsbereich global auf das vergrößerte Deutschland  - ohne einen  
Rechtsakt -  erstreckt wurde.   
 
Gegenüber dem Austrittsbegehren Griechenlands kann seitens der Europäischen 
Union oder ihren  Mitgliedstaaten politisch kein Einwand erhoben, insbesondere 
nicht geltend gemacht werden, dass sein Ausscheiden aus der Währungszone 
außer für Griechenland selbst auch für sie und die gesamte Währungszone mit 
„gravierenden Kosten“ verbunden sei. Wenn Griechenland nach Abwägung des 
Für und Wider alle ihm durch die Aufgabe der Gemeinschaftswährung  
entstehende  „soziale und wirtschaftliche  Kosten“ zur schultern bereit ist, weil 
es darauf setzt und vertraut, nur unter der Bedingung eines Austritts seine 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit - mit wirtschaftlicher Hilfestellung anderer 
Staaten oder internationaler Organisationen - wieder erlangen zu können, ist für 
Bedenken anderer Mitgliedstaaten kein Platz, und zwar auch dann nicht, wenn 
die Einwände nachteilige Folgen des „Austritts“ die anderen Mitgliedstaaten 
oder die Währungsunion betreffen. Die von allen Mitgliedstaaten zu fordernde 
Solidarität gebietet es, dass Griechenland nicht durch Horrorszenarien oder 
durch Androhung von Sanktionen davon abgebracht werden sollte, sein 
Schicksal eigenverantwortlich zu gestalten. Der Euro war als eine 
Fremdwährung für Griechenland  mit verheerenden wirtschaftlichen Folgen 
verbunden und würde es in Zukunft weiterhin sein, wenn ihm nicht nach dem 
ersichtlichen Scheitern der „Rettungsmaßnahmen“ der Europäischen Union mit 
dem Ausscheiden aus de Währungsunion und der Wiedereinführung der eigenen 
Währung diese für Griechenland unheilvolle Nebenwirkung genommen würde. 
Das übliche Horrorszenario eines Ausscheidens eines Mitgliedstaates aus der 
Währungszone lässt sich auch hinterfragen. Die Bedienung der in Euro notierten 
Schulden, die nach einer  - zu erwartenden - Abwertung der neu eingeführten 
nationalen Währung gegenüber dem Euro nominell um den Abwertungssatz 
größer werden, ist im selben Augenblick kein Thema mehr, wenn Griechenland 
per Gesetz seine Zahlungsunfähigkeit erklärt und sämtliche nach griechischem 
Recht ausgegebenen staatlichen  - und privaten -  Anleihen nominell auf die  
neue Währung umstellt oder gänzlich auf Null stellt. Steigenden Importpreisen, 
auf die ebenfalls drohend hingewiesen wird, stehen sinkenden Exportpreise 
gegenüber, so dass bei komparativen Kostenvorteilen der griechischen 
Wirtschaft zumindest beim Tourismus bilanziell mit einem Wohlstandsgewinn 
gerechnet werden kann. Inflationäre Entwicklungen können durch eine adäquate 
Geldpolitik der Zentralbank bekämpft und eingedämmt werden, brauchen also 
ebenfalls nicht dem Austritt als unausweichlich entgegen gehalten zu werden. 
Gleichermaßen kann einer Kapitalflucht, wenn sie sich einstellen sollte, durch 
gesetzgeberische Maßnahmen entgegen gewirkt werden, ohne dass aus dieser 
Befürchtung heraus auf die Wiedereinführung der eigenen Währung und einen 
Schuldenschnitt verzichtet zu werden braucht. Zusammenbrechende heimische 
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und in Griechenland engagierte ausländische Banken lassen sich durch 
Ausgleichsforderungen, wie in vergleichbaren Fällen geschehen und erprobt, 
stützen, wenn sie als überlebensfähig eingestuft werden können. Selbst einem 
„Bank run“, der realistischerweise größten Befürchtung, könnte eine 
glaubwürdige griechische Regierung, zumal wenn sie von den anderen 
Mitgliedstaaten und der Europäischen Union dabei unterstützt würde, nach dem 
Vorbild des Vorgehens der deutschen Regierung im Jahr 2008 anlässlich des 
Ausbruchs der Weltfinanz- und Weltwirtschaftskrise mit einem gewissen Erfolg 
entgegen zu wirken versuchen. 
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